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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Reischl 


A. Allgemeines 

L 

Der Bundestag hat den Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb in seiner 164. Sitzung am 29. März 1968 
in erster Lesung beraten und dem Rechtsausschuß 
federführend sowie dem Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen zur Mitberatung überwie- 
sen. Der Rechtsaussdiuß hat den Entwurf in zwei 
Sitzungen am 27. Juni 1968 und am 13. Februar 1969, 
der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 
in zwei Sitzungen am 17. Juni 1968 und am 3. Okto- 
ber 1968 beraten. Der Bundesminister der Justiz 
und der Bundesminister für Wirtschaft haben im 
Auftrag des Ausschusses für Wirtschaft und Mittel- 
standsfragen die Erscheinungsformen der Lockvogel- 
werbung und des Kaufscheinhandels am 3. Septem- 
ber 1968 mit den beteiligten Kreisen erörtert und 
dem Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen über das Ergebnis berichtet. 

11 . 

Der Entwurf verfolgt das Ziel, den Schutz gegen 
Täuschungen im geschäftlichen Verkehr zu verbes- 
sern und den Gefahren zu begegnen, die sich aus 
neuartigen Werbemethoden für den Verbraucher er- 
geben. Der Rechtsausschuß und der Ausschuß für 


Wirtschaft und Mittelstandsfragen begrüßen ein- 
mütig dieses rechtspolitische Ziel des Entwurfs. Den 
in erster Lesung vorgetragenen Bedenken hat der 
Rechtsausschuß durch die von ihm beschlossenen 
Änderungen Rechnung getragen. Die rechtspolitische 
Zielsetzung ist davon unberührt geblieben. 

IIL 

Der Rechtsausschuß mißt der Neufassung des § 3 
des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 
(UWG) zentrale Bedeutung bei. Er hat diese Vor- 
schrift zu einem allgemeinen Verbot der Irrefüh- 
rung im geschäftlichen Verkehr ausgestaltet. Dieses 
allgemeine Irreführungsverbot wird durch zwei Son- 
dertatbestände, die neu einzufügenden §§ 6 a und 
6 b, ergänzt. Die §§ 6 a und 6 b untersagen be- 
stimmte Werbe- und Vertriebsmethoden, die nach 
den Feststellungen der beteiligten Ausschüsse typi- 
scherweise in der Praxis des Wirtschaftslebens zur 
Täuschung des Verbrauchers führen. 

Darüber hinaus sieht der Entwurf einige Verbes- 
serungen des Verfahrensrechts vor. Den Verbänden, 
insbesondere auch den Verbraucherverbänden, soll 
der Gerichtsstand der unerlaubten Handlung eröff- 
net werden, den Gewerbetreibende schon nach gel- 
tendem Recht in Anspruch nehmen können. Um die 
Wirksamkeit des außergerichtlichen Einigungsver- 
fahrens vor den bei den Industrie- und Handels- 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdrucfcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache V/4035 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


kammern errichteten Einigungsstellen zu erhöhen, 
ist ferner der Ausschluß der negativen Feststellungs- 
klage für die Dauer des Einigungsverfahrens vorge- 
sehen. Schließlich hält der Rechtsausschuß im In- 
teresse einer Verbesserung der Rechtsprechung in 
Wettbewerbssachen eine Ermächtigung an die Lan- 
desregierungen für geboten, die Wettbewerbsstreit- 
sachen an bestimmten Gerichten zusämmenzufassen. 


IV. 

Der Entwurf bedarf gemäß Artikel 84 Abs. 1 des 
Grundgesetzes der Zustimmung des Bundesrates. 
Die Einführung des Gerichtsstands der unerlaubten 
Handlung in § 24 ändert gleichzeitig die Regelung 
der örtlichen Zuständigkeit der Einigungsstellen 
bei den Industrie- und Handelskammern, weil § 27 a 
Abs. 4 auf § 24 verweist. 


B. Zu den Vorschriften im einzelnen 

Zu Artikel 1 Nr. 1 des Entwurfs 

1. Gegenüber der geltenden Fassung des § 3 UWG 
schlägt der Ausschuß zunächst vor, die Worte 
„in öffentlichen Bekanntmachungen oder in Mit- 
teilungen, die für einen größeren Kreis von 
Personen bestimmt sind" zu streichen, damit 
nicht nur täuschenden Werbemaßnahmen in der 
Öffentlichkeit, sondern jeder Irreführung zu 
Wettbewerbszwecken im geschäftlichen Verkehr 
begegnet werden kann. Um deutlich zu machen, 
daß sich das Irreführungsverbot lediglich auf ge- 
schäftliche Äußerungen erstreckt und nicht etwa 
auch Privatgespräche erfassen soll, hat der 
Ausschuß entsprechend der Fassung des § 1 
UWG die Worte „im geschäftlichen Verkehr zu 
Zwecken des Wettbewerbs" eingefügt. 

2. Durch die Neufassung wird ferner gewährleistet, 
daß § 3 UWG alle Ankündigungen zu Wettbe- 
werbszwecken im geschäftlichen Verkehr erfaßt, 
die geeignet sind, bei einem nicht unerheblichen 
Teil der angesprochenen Verkehrskreise unrich- 
tige Vorstellungen über das Angebot hervorzu- 
rufen. Aus diesem Grund wird in Angleichung an 
die jüngeren Vorschriften z. B. des § 4 Nr. 3 des 
Lebensmittelgesetzes, des § 8 des Arzneimittel- 
gesetzes und des § 2 des Gesetzes über die 
Werbung auf dem Gebiete des Heilwesens nicht 
mehr auf „unrichtige Angaben, die geeignet 
sind, den Anschein eines besonders günstigen 
Angebots hervorzurufen", sondern auf „irrefüh- 
rende Angaben" allgemein abgestellt. 

Entsprechend der Auslegung, die die Rechtspre- 
chung dem Begriff der „irreführenden" Werbung 
im Lebensmittelgesetz, Arzneimittelgesetz und 
Gesetz über die Werbung auf dem Gebiete des 
Heilwesens gegeben hat, ist der Ausschuß der 
Auffassung, daß der Begriff „irreführend" auch 
in § 3 UWG objektiv, d. h. im Sinne von „zur 
Irreführung geeignet" auszulegen ist. Dies steht 
auch mit der Rechtsprechung zur bisherigen Fas- 


sung des § 3 UWG in Einklang. Eine Angleichung 
des § 4 UWG an die neue Formulierung des 
§ 3 UWG erschien dem Ausschuß dagegen nicht 
geboten. § 4 enthält mit den Worten „wissent- 
lich unwahre und zur Irreführung geeignete An- 
gaben" ein subjektives Tatbestandsmerkmal und 
geht infolgedessen von anderen gesetzlichen 
Voraussetzungen aus, so daß aus dieser Formu- 
lierung nicht auf die Auslegung des Begriffs 
„irreführend" in dem neuen § 3 UWG geschlos- 
sen werden kann. 

3. Bei der von den beteiligten Ausschüssen vorge- 
schlagenen Neufasung des § 3 ist die in der 
ursprünglichen Fassung des Entwurfs vorgese- 
hene Sonderregelung der täuschenden Preisdis- 
kriminierung im Verhältnis zwischen Herstellern 
und Großhändlern einerseits und Einzelhänd- 
lern andererseits nicht mehr erforderlich. Zur 
Verdeutlichung und zur Hervorhebung der Be- 
deutung, die der Ausschuß dem Verbot der täu- 
schenden Preisdiskriminierung beimißt, sind je- 
doch in den Beispielskatalog des § 3 die Preis- 
listen aufgenommen worden. 

4. Dem Ziel des ursprünglichen Entwurfs, die soge- 
nannte Lockvogelwerbung zu unterbinden, haben 
die beteiligten Ausschüsse dadurch Rechnung ge- 
tragen, daß in § 3 ausdrücklich auch irrefüh- 
rende Angaben über „die Preisbemessung des 
gesamten Angebots" untersagt werden. 

Die Lockvogelwerbung ist typischerweise durch 
eine Irreführung des Verbrauchers gekennzeich- 
net. Sie tritt im wesentlichen in vier Formen auf: 

a) Es wird mit der Preisstellung einer Ware ge- 
worben, die dem Werbenden nicht zur Ver- 
fügung steht; 

b) es wird mit der Preisstellung einer Ware ge- 
worben, die dem Werbenden nur in unzurei- 
chenden Mengen zur Verfügung steht; 

c) es wird mit der Preisstellung einer Ware, die 
dem Werbenden in hinreichenden Mengen 
zur Verfügung steht, in der Absicht gewor- 
ben, den Kunden im Verkaufsgespräch zum 
Erwerb einer anderen, teureren Ware zu 
überreden; 

d) es wird mit der besonders günstigen Preis- 
stellung einer Ware geworben und damit 
zu Unrecht der Eindruck hervorgerufen, daß 
auch das übrige Warensortiment des Werben- 
den ähnlich preisgünstig kalkuliert sei. 

Während die ersten drei der genannten Fälle 
bereits nach geltendem Recht in Rechtsprechung 
und Schrifttum allgemein als unlauter angesehen 
werden, sind zu dem vierten Fall noch keine 
obergerichtlichen Entscheidungen ergangen. Ins- 
besondere liegt noch keine obergerichtliche Ent- 
scheidung über die in jüngster Zeit besonders 
häufig beanstandete Form der Lockvogelwerbung 
vor, bei der solche Artikel niedrig kalkuliert 
und werbemäßig herausgestellt werden, die der 
Verbraucher als beispielhaft und kennzeichnend 
für die gesamte Preisgestaltung des Werbenden 
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ansieht, während in Wirklichkeit die übrigen 
Artikel des Sortiments normal oder sogar über- 
höht kalkuliert werden. Zur Klarstellung, daß 
auch die Fälle der Irreführung über die Preis- 
bemessung des gesamten Angebots von § 3 er- 
faßt werden sollen, hält der Ausschuß es für ge- 
boten, diese Fälle in der beispielhaften Auf- 
zählung des § 3 ausdrücklich zu erwähnen. 

Der Rechtsausschuß ist in Übereinstimmung mit 
dem Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen der Auffassung, daß eine gesetzliche Re- 
gelung der sogenannten Lockvogelwerbung nicht 
an andere Merkmale als an die Irreführung des 
Verbrauchers anknüpfen kann. Anderenfalls 
würde auch ein unter Lauterkeitsgesichtspunkten 
nicht zu beanstandendes Verhalten untersagt 
werden. Das aber wäre mit einer freiheitlichen 
Wirtschaftsverfassung nicht vereinbar. 

Insbesondere ist das Lockvogelangebot ohne das 
Täuschungsmerkmal nicht von dem allgemein 
üblichen und nicht zu beanstandenden Sonderan- 
gebot abzugrenzen. Die Sonderangebote sind 
ursprünglich daraus entstanden, daß es in gewis- 
sen Fällen nach kaufmännischen Grundsätzen 
geboten ist, sich von einer bestimmten Ware not- 
falls zu Verlustpreisen zu trennen. Darüber hin- 
aus hat sich jedoch das Sonderangebot inzwi- 
schen zu einem bedeutsamen Werbemittel ent- 
wickelt. Sonderangebote haben nicht mehr aus- 
schließlich den Zweck, den Absatz der Waren, 
die Gegenstand des Sonderangebots sind, durch 
vorübergehende Preisherabsetzung zu fördern; 
sie werden vielmehr auch im Hinblick auf ihre 
Werbewirksamkeit herausgestellt in der Erwar- 
tung, daß der Kunde auch seinen übrigen Bedarf 
in diesem Geschäft decken wird. Kennzeichnend 
für das Sonderangebot ist also, daß es keine 
Angabe über die Preisbemessung des gesamten 
Angebots darstellt. Es weist den Kunden ledig- 
lich darauf hin, daß er für eine begrenzte Zeit 
eine bestimmte Ware besonders preiswert kau- 
fen kann. Derartige Sonderangebote sollen, da 
sie keine Irreführung des Kunden bewirken, 
von dem Verbot nicht erfaßt werden, sondern 
uneingeschränkt zulässig bleiben. 

In Übereinstimmung mit dem Ausschuß für Wirt- 
schaft und Mittelstandsfragen sieht der Rechts- 
ausschuß Kalkulationsmerkmale, z. B. den Ein- 
standspreis oder den Selbstkostenpreis, als un- 
geeignet an, das unlautere Lockvogelangebot 
von dem nicht zu beanstandenden Sonderange- 
bot abzugrenzen. Ein an der Unterschreitung des 
Einstandspreises orientiertes Verbot der Lock- 
vogelwerbung könnte dazu führen, daß die Lock- 
vogelwerbung zu Einstandspreisen als ausdrück- 
lich erlaubt angesehen würde. Außerdem gibt 
es zahlreiche Fälle, in denen der Verkauf einer 
Ware unter Einstandspreis wirtschaftlich sinn- 
voll oder sogar geboten ist, ohne daß der Ver- 
braucher getäuscht wird. Der Begriff der Selbst- 
kosten ist als geseztliches Abgrenzungsmerkmal 
schon deshalb unbrauchbar, weil er betriebs- 
wirtschaftlich nicht hinreichend geklärt und daher 
nicht justiziabel ist. 


In Übereinstimmung mit dem Ausschuß für Wirt- 
schaft und Mittelstandsfragen sah sich der 
Rechtsausschuß nicht in der Lage, die in dem ur- 
sprünglichen Entwurf vorgesehene ümkehr der 
Beweislast in § 3 zu übernehmen. Die Umkehr 
der Beweislast hätte zur Folge, daß für alle 
Werbeaussagen bis zum Beweis des Gegenteils 
gesetzlich vermutet würde, daß sie irreführende 
Angaben enthielten. Für eine derartige Vermu- 
tung fehlt in der Praxis jeder Anhaltspunkt. Es 
widerspricht dem verfassungsrechtlich geschütz- 
ten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, wegen 
einiger Fälle irreführender Werbung alle Aus- 
sagen im geschäftlichen Verkehr unter die Ver- 
mutung der Irreführung und damit unter Aus- 
nahmerecht zu stellen. 


Zu Artikel 1 Nr. 1 a 

Die beteiligten Ausschüsse schlagen vor, § 3 durch 
zwei Sondervorschriften, die neu einzufügenden 
§§ 6 a und 6 b, zu ergänzen. Diese Vorschriften un- 
tersagen bestimmte Werbe- und Vertriebsmetho- 
den, die in aller Regel geeignet sind, den Verbrau- 
cher über die Preisgünstigkeit des Angebots irrezu- 
führen. Die Irreführung des Verbrauchers in den 
von den §§ 6 a und 6 b erfaßten Fällen im Streit- 
fall darzulegen und zu beweisen, hat der Praxis im- 
mer wieder erhebliche Schwierigkeiten bereitet. Der 
Ausschuß hält es deshalb für gerechtfertigt und ge- 
boten, diese Wettbewerbsinethoden allein wegen 
der erfahrungsgemäß mit ihnen verbundenen Ge- 
fahr der Irreführung grundsätzlich ohne Rücksicht 
darauf zu verbieten, ob im Einzelfall eine Irrefüh- 
rung des Verbrauchers eintreten kann oder nicht. 
Die §§ 6 a und 6 b sind deshalb keine bloßen bei- 
spielhaften Anwendungsfälle des § 3. Sie gehen 
über das allgemeine Irreführungsverbot insoweit 
hinaus, als sie Wettbewerbshandlungen allein we- 
gen der mit ihnen typischerweise verbundenen Ge- 
fahr der Täuschung untersagen. Das allgemeine 
Irreführungsverbot des § 3 UWG bleibt davon un- 
berührt und soll auch dann anwendbar bleiben, 
wenn die Voraussetzungen der Gefährdungstat- 
bestände der §§ 6 a und 6 b nicht erfüllt sind. 

E §6a 

Die Verwendung der Begriffe „Hersteller'' und 
„Großhändler" in der Werbung gegenüber dem 
letzten Verbraucher erweckt bei diesem typischer- 
weise den Eindruck, besonders preisgünstig ein- 
kaufen zu können. Der Verbraucher meint nämlich, 
der Großhändler oder Hersteller könne durch Ein- 
sparung von Handelsspannen generell preisgünsti- 
ger liefern als der Einzelhändler. Diese Vorstellung 
ist in der weitaus überwiegenden Zahl aller Fälle 
unzutreffend, weil auch Hersteller und Großhändler 
ihre Endverbraucherpreise gewöhnlich nicht nach 
ihren Kosten, sondern nach den Marktverhältnissen 
bestimmen. Entgegen der Erwartung der Verbrau- 
cher ist also der Endverbraucherpreis der Hersteller 
und Großhändler in aller Regel höher als der Wie- 
derverkäuferpreis. Darüber hinaus ist ohnehin un- 
klar und rechtlich nicht abgrenzbar, welcher Preis 


I 5. 


3 



Drucksache V/4035 


Deutscher Bundestag • — 5. Wahlperiode 


unter einem sogenannten Herstellerpreis oder 
Großhändlerpreis zu verstehen ist. Die Ausschüsse 
halten es deshalb für geboten, die Werbung mit 
dem Hinweis auf die Eigenschaft als Hersteller oder 
Großhändler wegen der erfahrungsgemäß damit im- 
mer wieder verbundenen Irreführung der Ver- 
braucher grundsätzlich zu verbieten und im einzel- 
nen festzulegen, unter welchen Voraussetzungen 
eine solche Werbung ausnahmsweise zulässig sein 
soll. Dabei soll in § 6 a jeweils zwischen der Wer- 
bung des Herstellers (Absatz 1) und der des Groß- 
händlers (Absatz 2) unterschieden werden, weil we- 
gen der unterschiedlichen Voraussetzungen der 
Werbung des Herstellers und des Großhändlers 
eine völlig übereinstimmende Regelung für beide 
Bereiche nicht möglich ist. 

In § 6 a Abs. 1 ist daher vorgesehen, daß die 
Werbung mit der Herstellereigenschaft nur noch in 
Ausnahmefällen zulässig sein soll. Die erste Aus- 
nahmevorschrift (§ 6 a Abs. 1 Nr. 1) betrifft solche 
Hersteller, die ausschließlich an den letzten Ver- 
braucher verkaufen. In diesen Fällen erweckt der 
Hersteller, weil er nur einen Preis hat, durch den 
Hinweis auf seine Herstellereigenschaft in aller 
Regel nicht den Eindruck, er verkaufe zu Wieder- 
verkäuferpreisen und damit besonders günstig. 
Sollte im Einzelfall beim Verbraucher der Eindruck 
entstehen, daß ein Hersteller, der tatsächlich nur an 
letzte Verbraucher verkauft, Wiederverkäuferpreise 
gewähre, so wäre dies ein Anwendungsfall des 
§ 3 UWG. 

Normalerweise verkauft allerdings ein Hersteller, 
der direkt letzte Verbraucher beliefert, nicht aus- 
schließlich an letzte Verbraucher, sondern auch an 
Wiederverkäufer. In diesen Fällen wird der Ver- 
braucher durch den Hinweis auf die Hersteller- 
eigenschaft über den Preis der Ware dann nicht 
irregeführt, wenn der Hersteller ihm dieselben 
Bedingungen wie seinen Wiederverkäufern ein- 
räumt. In § 6 a Abs. 1 Nr. 2 ist deshalb festgelegt, 
daß ein Hersteller im geschäftlichen Verkehr mit 
dem letzten Verbraucher auf seine Eigenschaft 
als Hersteller hinweisen darf, wenn er entsprechend 
der Verbrauchererwartung an den letzten Verbrau- 
cher zu den gleichen Bedingungen verkauft wie an 
Wiederverkäufer oder gewerbliche Verbraucher. 

Liegen die Preise dagegen für letzte Verbraucher 
höher als an Wiederverkäufer, kann nach Auffas- 
sung der Ausschüsse dem möglichen Irrtum des 
Verbrauchers in aller Regel nur begegnet werden, 
wenn der Hersteller unmißverständlich auf diese 
Tatsache hinweist. Demgemäß ist in § 6 a Abs. 1 
Nr. 3 vorgesehen, daß die Werbung mit der Her- 
stellereigenschaft auch dann zulässig ist, wenn der 
Hersteller ausdrücklich darauf hinweist, daß seine 
Preise beim Direktverkauf an den letzten Ver- 
braucher höher liegen als beim Verkauf an Wieder- 
verkäufer oder gewerbliche Verbraucher. 

Von dieser Hinweispflicht kann nach Auffassung 
des Ausschusses nur dann abgesehen werden, wenn 
es nach den Umständen des Einzelfalles für jeder- 
mann offenkundig ist, daß der Hinweis auf die Her- 
stellereigenschaft beim letzten Verbraucher nicht 


den Eindruck einer besonders günstigen Preisstel- 
lung hervorruft; dabei ist etwa an Fälle gedacht, 
in denen nach den Gesamtumständen der Verkaufs- 
veranstaltung jeder Anhaltspunkt dafür fehlt, daß 
der Verkauf zu ermäßigten Preisen stattfindet (vgl. 
z. B. die Verkaufsstellen der Württembergischen 
Metallwarenfabrik oder anderer Hersteller, die be- 
reits durch ihren Firmennamen auf ihre Hersteller- 
eigenschaft hinweisen, ohne aber damit den An- 
schein einer besonders günstigen Preisstellung zu 
erwecken). Diesem Ausnahmefall soll der letzte 
Halbsatz des § 6 Abs. 1 Nr. 3 Rechnung tragen. 

Absatz 2 enthält die entsprechende Regelung 
für Großhändler. Sie muß von der für die Werbung 
des Herstellers vorgesehenen Regelung nur in 
zweierlei Hinsicht abweichen: Einmal kommt die 
entsprechende Anwendung des Ausnahmetatbestan- 
des des Absatzes 1 Nr. 1 schon deshalb nicht in Be- 
tracht, weil es Großhändler, die ausschließlich an 
letzte Verbraucher verkaufen, schon begrifflich nicht 
geben kann. Zum anderen soll die Werbung mit der 
Bezeichnung „Großhändler" nach Auffasung der be- 
teiligten Ausschüsse nur dann zulässig sein, wenn 
das werbende Unternehmen überwiegend Wieder- 
verkäufer beliefert. Anderenfalls wäre einer Um- 
gehung der Verbotsvorschrift Tür und Tor geöffnet. 
Diese Beschränkung der Werbung mit der Bezeich- 
nung „Großhandel" rechtfertigt sich nach Meinung 
der Ausschüsse auch deshalb, weil es der allgemei- 
nen Verbrauchererwartung entspricht, daß ein Un- 
ternehmen, das die Bezeichnung „Großhandel" in 
der Werbung verwendet, überwiegend Großhandel 
betreibt. Mit dem Tatbestandsmerkmal „überwie- 
gend" soll zum Ausdruck gebracht werden, daß es 
auf den Umsatzanteil und nicht auf die Anzahl der 
belieferten Wiederverkäufer ankommt. 

2. § 6b 

Das System des Kaufscheinhandels führt in einer 
besonders großen Zahl der Fälle typischerweise zu 
einer Irreführung der Verbraucher. Im Kaufschein- 
handel wird zu Unrecht der Anschein erweckt, daß 
der Kaufschein gegenüber anderen Letztverbrau- 
chern eine Vorzugsstellung vermittle und daß man 
mit Hilfe der Kaufkarte besonders preisgünstig ein- 
kaufen könne, während sich in Wirklichkeit die 
Preise im sogenannten Kaufscheinhandel von den 
ortsüblichen Preisen häufig nicht unterscheiden und 
oft sogar höher liegen. Die Irreführung des Ver- 
brauchers wird vielfach durch die besondere Aus- 
gestaltung des Kaufscheins als Ausweispapier noch 
verstärkt. Die Ausgabe des Kaufausweises wird 
ferner in vielen Fällen mit dem unzutreffenden Hin- 
weis verknüpft, der Kaufscheininhaber könne be- 
sonders preisgünstig einkaufen, weil ihm ein Groß- 
händler vermittelt werde. Die Ausschüsse halten es 
daher zum Schutze des Verbrauchers für geboten, die 
Verwendung von Kaufausweisen zu Wettbewerbs- 
zwecken wesentlich einzuschränken. 

Nach Auffassung der beteiligten Ausschüsse ist 
die Ausgabe von Kaufausweisen nur im sogenann- 
ten Unterkundengeschäft nicht typischerweise mit 
einer Irreführung des Verbrauchers verbunden. Das 
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Unterkundengeschäft ist in der Regel dadurch ge- 
kennzeichnet, daß ein Einzelhändler oder Handwer- 
ker, der eine von einem Kunden gewünschte Ware 
nicht vorrätig hat, diesen Kunden mit einer Be- 
scheinigung an seinen Vorlieferanten (Hersteller, 
Großhändler oder größerer Einzelhändler) verweist 
und der Vorlieferant die Ware dem Letztverbaucher 
im Namen und für Rechnung des Einzelhändlers 
verkauft. Für das Unterkundengeschäft ist also 
wesentlich, daß der Kaufvertrag zwischen dem Ein- 
zelhändler und dem Letztverbraucher, nicht aber 
zwischen dem Vorlieferanten und dem Letztverbrau- 
cher zustande kommt. Das Unterkundengeschäft ist 
vor allem im Bereich der ländlichen Einzelhändler 
und Handwerker entstanden und für diese Gewerbe- 
treibenden von erheblicher wirtschaftlicher Bedeu- 
tung. Der Einzelhändler oder Handwerker im länd- 
lichen Bereich kann wegen der verhältnismäßig ge- 
ringen Nachfrage kein großes Lager unterhalten. 
Andererseits erwartet auch der ländliche Verbrau- 
cher insbesondere auf Grund der Information durch 
die modernen Massenkommunikationsmittel ein 
breit gestreutes und qualitativ hochwertiges Waren- 
angebot. Um seine beschränkte Lagerhaltung zu er- 
gänzen, greift der Einzelhändler oder Handwerker 
auch auf das Lager seines Vorlieferanten zurück. 

Typisch für das Unterkundengeschäft ist, daß der 
Kaufschein nur von Fall zu Fall ausgegeben wird. 

Diese Form des Kaufscheinhandels soll auch wei- 
terhin zulässig bleiben, weil durch sie niemand 
getäuscht wird. Nach dem neuen § 6b soll deshalb 
die Benutzung von Kaufausweisen im geschäftlichen 
Verkehr ausnahmsweise dann zulässig sein, wenn 
sie nur zu einem einmaligen Einkauf berechtigen 
und für jeden Einkauf einzeln ausgegeben werden. 
Durch die Worte „für jeden Einkauf" soll sicher- 
gestellt werden, daß gleichzeitig Kaufscheine für 
den Besuch verschiedener Großhändler oder anderer 
Vorlieferanten ausgegeben werden können. 

Der Rechts ausschuß ist nach eingehender Prüfung 
zu dem Ergebnis gelangt, daß gegen die vorge- 
sehene Regelung verfassungsrechtliche Bedenken 
nicht bestehen. Die Regelung greift nicht in das 
Grundrecht der Freiheit der Berufswahl ein. Die 
Tätigkeit des Kundenausweishändlers ist kein eige- 
ner Beruf, sondern nur eine Ausübungsform des 
Berufs des Einzelhändlers. Die in der neuen Vor- 
schrift enthaltene Regelung der Berufsausübung be- 
ruht auf vernünftigen Erwägungen des Gemein- 
wohls. Das Verbot ist notwendig, um einer weitver- 
breiteten Irreführung der Verbraucher mit Hilfe 
der Ausgabe von Kaufausweisen Einhalt zu gebie- 
ten. Unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten ist 
es auch nicht zu beanstanden, daß sich die neue Rege- 
lung auch auf eine kleine Minderheit von Händlern 
auswirken kann, die die bisher bestehenden Miß- 
brauchsmöglichkeiten nicht ausgenutzt haben. Der 
Gesetzgeber muß bei der gebotenen typisierenden 
Betrachtungsweise von dem Gesamtbild ausgehen, 
das sich aus den ihm vorliegenden Erfahrungen er- 
gibt. 

Auch aus Artikel 14 des Grundgesetzes lassen 
sich verfassungsrechtliche Bedenken nicht herleiten. 


Die vorgesehene Regelung enthält keine Enteig- 
nung, sondern lediglich eine Inhalts- und Schranken- 
bestimmung gemäß Artikel 14 Abs. 1 Satz 2 des 
Grundgesetzes. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 bis 2 d 

Die Nummern 2 bis 2 d haben nur redaktionelle 
Bedeutung. Sie sind wegen der Neufassung des § 3 
und der Einfügung der §§ 6 a und 6 b notwendig. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 

Die Neufassung des § 24 eröffnet auch den Ver- 
bänden den Gerichtsstand der unerlaubten Hand- 
lung. Einzelunternehmen können schon nach gelten- 
dem Recht den Gerichtsstand der unerlaubten Hand- 
lung gemäß § 32 der Zivilprozeßordnung in An- 
spruch nehmen, weil sie durch eine unlautere Wett- 
bewerbshandlung gleichzeitig in ihrem Recht am 
eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb 
(§ 823 Abs. 1 BGB) beeinträchtigt werden. Lediglich 
den Verbänden ist dieser Gerichtsstand verschlos- 
sen, weil sie keinen eingerichteten und ausgeübten 
Gewerbebetrieb im Sinne des § 823 Abs. 1 BGB be- 
sitzen. Ein sachlicher Grund für diese im Ergebnis 
unterschiedliche Behandlung besteht nicht. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 a 

Nummer 5 a hat lediglich redaktionelle Bedeutung. 
Die Änderung ist wegen der Neufassung des § 24 
erforderlich. 

Zu Artikel I Nr. 5 b 

Der Rechtsausschuß hält die Aufnahme einer Kon- 
zentrationsermächtigung in das Gesetz gegen den 
unlauteren Wettbewerb für geboten, um die Ein- 
heitlichkeit der Rechtsprechung, insbesondere der 
Instanzgerichte, auf diesem Spezialgebiet zu sichern. 
Ähnliche Konzentrationsermächtigungen enthalten 
z. B. bereits § 89 des Gesetzes gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen, § 51 des Patentgesetzes, § 19 des 
Gebrauchsmustergesetzes, § 32 des Warenzeichen- 
gesetzes und § 105 des Urheberrechtsgesetzes. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 a 

Der neue Satz 4 des § 27 a Abs. 10 soll die nega- 
tive Feststellungsklage für die Dauer des Einigungs- 
verfahrens ausschließen, wenn das Verfahren be- 
reits vor der Einigungsstelle anhängig war. Diese 
Vorschrift soll die Wirksamkeit des außergericht- 
lichen Einigungsverfahrens vor den bei den Indu- 
strie- und Handelskammern errichteten Einigungs- 
stellen erhöhen, das insbesondere wegen der 
geringen Verfahrenskosten für mittelständische Un- 
ternehmen von erheblicher Bedeutung ist. In der 
Vergangenheit hat sich gezeigt, daß die Einigungs- 
stellen dadurch ausgeschaltet werden können, daß 
während des Einigungsverfahrens der Streitfall 
mit Hilfe einer negativen Feststellungsklage vor 
die ordentlichen Gerichte gebracht wird. Diese Mög- 
lichkeit birgt die Gefahr in sich, daß der Antrags- 
gegner im Einigungsverfahren die Einleitung dieses 
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Verfahrens sofort mit einer negativen Feststellungs- 
klage beantwortet, um sich dem Einigungsverfahren 
zu entziehen und den Antragsteller dem oft hohen 
Prozeßkostenrisiko eines Gerichtsverfahrens auszu- 
setzen. 

Um derartige Manipulationen zu verhindern, hält 
der Rechtsausschuß den Ausschluß der negativen 
Feststellungsklage für erforderlich. 


C. 

Insgesamt sind die beteiligten Ausschüsse der 
Überzeugung, daß mit dieser Novelle des Gesetzes 


gegen den unlauteren Wettbewerb ein nicht uner- 
heblicher Fortschritt auf dem Gebiet des Verbrau- 
cherschutzes erreicht wird. Weitergehende Änderun- 
gen dieses Gesetzes halten die beteiligten Aus- 
schüsse nicht zuletzt auch mit Rücksicht darauf, daß 
die Gerichte bei der Anwendung insbesondere der 
Generalklauseln des Gesetzes dem Schutz der Ver- 
braucher zunehmende Bedeutung beimessen, nicht 
für erforderlich. Sie gehen davon aus, daß sich die 
Rechtsprechung bei der Anwendung der neuen Vor- 
schriften von der allgemeinen Zielsetzung der No- 
velle leiten lassen wird, den Schutz des Verbrau- 
chers vor Täuschungen im geschäftlichen Verkehr 
zu verstärken und die Wirksamkeit des Gesetzes 
gegpn den unlauteren Wettbewerb zu verbessern. 


Bonn, den 26. März 1969 


Dr. Reischl 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/2324 (neu) — 
in der aus der nachstehenden Zusammenstellung 
ersichtlichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 26. März 1969 


Der Rechtsausschuß 


Dr. Wilhelmi 

Vorsitzender 


Dr. Reischl 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Abgeordneten Gewandt, Wieninger, Dr. Frerichs, 
Lampersbach, Burgemeister, Dr. Luda, Porten und Genossen 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 

— Drucksache V/2324 (neu) — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Das Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb 
vom 7. Juni 1909 (Reichsgesetzbl. S. 499), zuletzt ge- 
ändert durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
gegen den unlauteren Wettbewerb, des Waren- 
zeichengesetzes und des Gebrauchsmustergesetzes 
vom 21. Juli 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 625), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 3 

(1) Wer im geschäftlichen Verkehr zu Zwek- 
ken des Wettbewerbs über geschäftliche Verhält- 
nisse, den Ursprung, die Herstellungsart oder 
die Preisbemessung von Waren oder gewerb- 
lichen Leistungen, über die Art des Bezugs oder 
die Bezugsquelle von Waren, über den Besitz 
von Auszeichnungen, über den Anlaß oder den 
Zweck des Verkaufs oder über die Menge der 
Vorräte Angaben macht, die geeignet sind, den 
Anschein eines besonders günstigen Angebots 
hervorzurufen, kann auf Unterlassung der An- 
gabe in Anspruch genommen werden, sofern 
diese nicht erweislich wahr sind. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb 
vom 7. Juni 1909 (Reichsgesetzbl. S. 499), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 21. Juli 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 625), wird wie folgt geändert: 


1. § 3 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 3 

Wer im geschäftlichen Verkehr zu Zwek- 
ken des Wettbewerbs über geschäftliche Verhält- 
nisse, insbesondere über die Beschaffenheit, den 
Ursprung, die Herstellungsart oder die Preisbe- 
messung einzelner Waren oder gewerblicher 
Leistungen oder des gesamten Angebots, über 
Preislisten, über die Art des Bezugs oder die 
Bezugsquelle von Waren, über den Besitz von 
Auszeichnungen, über den Anlaß oder den Zweck 
des Verkaufs oder über die Menge der Vorräte 
irreführende Angaben macht, kann auf Unter- 
lassung der Angaben in Anspruch genommen 
werden. 
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Entwurf Beschlüssedesl 2. Ausschusses 

(2) Auf Unterlassung kann auch in Anspruch Absatz 2 entfällt 
genommen werden, 

1. wer behauptet, nach nur einer Preis- 
liste zu verkaufen, obgleich er mehrere 
unterschiedliche Preislisten verwendet; 

2. wer in täuschender Weise im Ge- 
schäftsverkehr eine Preisliste als für 
sich verbindlich bezeichnet, obwohl er 
bereits vorher einzelnen Abnehmern 
oder Gruppen von Abnehmern ohne 
sachlich gerechtfertigten Grund Sonder- 
preise eingeräumt hat; 

3. wer mit Lockvogelangeboten wirbt. Ein 
Lockvogelangebot ist insbesondere dann 
anzunehmen, wenn jemand unter Hin- 
weis auf seine Preiswürdigkeit in Mit- 
teilungen, die für einen größeren Kreis 
von Personen bestimmt sind, ein Ange- 
bot herausstellt, dessen Warenichtoder 
in einer im Verhältnis zu der zu er- 
wartenden Nachfrage unzureichenden 
Menge vorhanden ist. Das gleiche kann 
angenommen werden, wenn die Abgabe 
der Ware des Angebotes an Letztver- 
braucher mengenmäßig beschränkt wird 
oder die Kosten der Werbung in einem 
großen Mißverhältnis zum Wert des 
für dieses Angebot maßgeblichen Wa- 
renbestandes steht; 

4. wer in Mitteilungen, die für Letztver- 
braucher bestimmt sind, mit Bezeich- 
nungen wie Großhandelspreis oder 
Fabrikpreis wirbt; 

5. wer sich gegenüber dem Letztverbrau- 
cher einer Wirtschaftsstufe berühmt, 
die er diesem gegenüber nicht ausübt. 

Das gilt vor allem für Bezeichnungen 
wie Großhandel, Fabrikauslieferungs- 
lager, Fabrik; 

6. wer an Letztverbraucher Berechtigungs- 
scheine, Ausweise oder sonstige Be- 
scheinigungen ausgibt, die den Inhaber 
berechtigen sollen, Waren in Unter- 
nehmen zu beziehen, die sich einer 
Wirtschaftsstufe berühmen, die sie ge- 
genüber dem Letzt Verbraucher nicht 
ausüben; 

7. wer beim Absatz von Waren und ge- 
werblichen Leistungen an Letztver- 
braucher das Ansehen Dritter, die 
selbst insoweit keine gewerbliche 
Tätigkeit ausüben, ausnutzt, z. B. das 
Ansehen von Arbeitgebern, Verbän- 
den, Gewerkschaften, Personal- und 
Betriebsräten, wenn deren Mitwirkung 
geeignet ist, die Kauf ents che i düng un- 
sachlich zu beeinflussen.“ 
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Entwurf Beschlüssedesl2. Ausschusses 

la. Nach § 6 werden folgende Vorschriften als §§ 6 a 
^ und 6 b eingefügt: 

»§ 6 a 

(1) Wer im geschäftlichen Verkehr mit dem 
letzten Verbraucher im Zusammenhang mit dem 
Verkauf von Waren auf seine Eigenschaft als 
Hersteller hinweist, kann auf Unterlassung in 
Anspruch genommen werden, es sei denn, daß er 

1. ausschließlich an den letzten Verbrau- 
cher verkauft oder 

2. an den letzten Verbraucher zu den sei- 
nen Wiederverkäufern oder gewerbli- 
chen Verbrauchern eingeräumten Prei- 
sen verkauft oder 

3. unmißverständlich darauf hinweist, daß 
die Preise beim Verkauf an den letzten 
Verbraucher höher liegen als beim Ver- 
kauf an Wiederverkäufer oder gewerb- 
liche Verbraucher, oder dies sonst für 
den letzten Verbraucher offenkundig ist. 

(2) Wer im geschäftlichen Verkehr mit dem 
letzten Verbraucher im Zusammenhang mit dem 
Verkauf von Waren auf seine Eigenschaft als 
Großhändler hinweist, kann auf Unterlassung 
in Anspruch genommen werden, es sei denn, daß 
er überwiegend Wiederverkäufer oder gewerb- 
liche Verbraucher beliefert und die Vorausset- 
zungen des Absatzes 1 Nr. 2 oder Nr. 3 erfüllt. 


2. § 13 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„In den Fällen der §§ 1 und 3 können die An- 
sprüche von jedem Gewerbetreibenden, der 
Waren oder Leistungen gleicher oder verwandter 
Art herstellt oder in geschäftlichen Verkehr 
bringt, oder von Verbänden zur Förderung ge- 
werblicher Interessen geltend gemacht werden, 
soweit die Verbände als solche in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten klagen können," 


§ 6b 

Wer im geschäftlichen Verkehr zu Zwecken des 
Wettbewerbs an letzte Verbraucher Berechti- 
gungsscheine, Ausweise oder sonstige Bescheini- 
gungen zum Bezug von Waren ausgibt oder 
gegen Vorlage solcher Bescheinigungen Waren 
verkauft, kann auf Unterlassung in Anspruch 
genommen werden, es sei denn, daß die Beschei- 
nigungen nur zu einem einmaligen Einkauf 
berechtigen und für jeden Einkauf einzeln aus- 
gegeben werden." 

2. In § 13 Abs. 1 Satz 1 werden nach der Nummer 3 
^ die Worte „6 a und 6 b" eingefügt. 


2a. ln § 13 Abs. 1 a Satz 1 werden nach der Num- 

^ mer 6 die Nummern „6 a, 6 b," eingefügt. 

2b. § 13 Abs. 1 a Satz 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„Das gleiche gilt in den Fällen des § 1, soweit der 
Anspruch irreführende Angaben über Waren 
oder gewerbliche Leistungen oder eine sonstige 
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Entwurf 


3. Nach § 22 wird folgender § 22 a eingefügt: 

.§ 22 a 

(1) Wer durch Wettbewerbshandlungen, die 
für einen größeren Kreis von Personen bestimmt 
sind, Anlaß zur Klageerhebung gibt, braucht vor 
Anrufung des Gerichts nicht abgemahnt zu wer- 
den. Im übrigen gilt § 93 der Zivilprozeßord- 
nung. 

(2) Wer wegen Wettbewerbshandlungen, die 
gegen Bestim.mungen der den wirtschaftlichen 
Wettbewerb regelnden Gesetze verstoßen, abge- 
inahnt wird, hat die hierdurch entstehenden 
Kosten einschließlich der durch die Hinzuziehung 
eines Rechtsanwaltes entstehenden Kosten zu 
tragen. 

(3) Wer eine schriftliche, durch Strafgedinge 
gesicherte Unterlassungserklärung abgibt, kann 
wegen der Wettbewerbshandlung, deren Unter- 
lassung er zugesagt hat, nicht mehr von dem Er- 
klärungsempfünger auf Unterlassung verklagt 
werden.'" 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Handlung zu Zwecken des Wettbewerbs betrifft, 
durch die wesentliche Belange der Verbraucher 
berührt werden." 


2c. § 13 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(2) Zum Ersatz des durch die Zuwiderhand- 
lung entstehenden Schadens ist verpflichtet: 

1. wer im Falle des § 3 wußte oder wis- 
sen mußte, daß die von ihm gemachten 
Angaben irreführend sind. Gegen 
Redakteure, Verleger, Drucker oder 
Verbreiter von periodischen Druck- 
schriften kann der Anspruch auf 
Schadensersatz nur geltend gemacht 
werden, wenn sie wußten, daß die von 
ihnen gemachten Angaben irreführend 
waren; 

2. wer gegen die §§ 6, 6 a, 6 b, 8, 10, 11, 
12 vorsätzlich oder fahrlässig ver- 
stößt." 


2d. In § 13 Abs. 3 werden nach der Nummer 6 die 
^ Nummern „6 a, 6 b" eingefügt. 

Nummer 3 entfällt 


4. In § 23 a wird hinter Absatz 2 folgender Absatz 3 Nummer 4 entfällt 
angefügt: 

„(3) Trifft das Gericht nach Absatz 1 eine An- 
ordnung, so bf^wirkt diese, daß die begünstigte 
Partei auch von den Auslagen, welche beim Ge- 
richt oder bei der Gegenpartei durch den Rechts- 
streit entstehen, freigestellt wird." 
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Entwurf 
5. § 24 erhält folgende Fassung; 

„§ 24 

Für Klagen auf Grund dieses Gesetzes ist § 32 
der Zivilprozeßordnung entsprechend anzuwen- 
den/' 


6. § 27 a wird wie folgt ergänzt: 

a) In Absatz 2 wird nach Satz 2 folgender Satz 3 
angefügt: 

„Die Tätigkeit des Voisitzenden wird einer 
schiedsrichterlichen Tätigkeit im Sinne des 
§ 40 des Deutschen Richtergesetzes gleich- 
gestellt/' 

b) Die Sätze 3, 4, 5 und 6 werden die Sätze 4, 5, 
6 und 7. 

c) In Absatz 6 wird nach Satz 3 folgender Satz 4 
angefügt: 

„Auf Antrag einer der Parteien hat die Eini- 
gungsstelle ein schriftliches Gutachten zu er- 
statten, das auch ohne Zustimmung der Par- 
teien veröffentlicht werden darf." 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

5. § 24 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 24 

(1) Für Klagen auf Grund dieses Gesetzes ist 

das Gericht zuständig, in dessen Bezirk der Be- 
klagte seine gewerbliche Niederlassung oder in 
Ermangelung einer solchen seinen Wohnsitz hat. 
Für Personen, die im Inland weder eine gewerb- 
liche Niederlassung noch einen Wohnsitz haben, 
ist das Gericht des inländischen Aufenthaltsorts 
zuständig. 

(2) Für Klagen auf Grund dieses Gesetzes ist 
außerdem nur das Gericht zuständig, in dessen 
Bezirk die Handlung begangen ist." 

5a. § 25 Satz 2 wird gestrichen. 

♦ 


5b. § 27 erhält folgende Absätze 2 bis 4: 

♦ 

„(2) Die Landesregierungen werden ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung für die Bezirke meh- 
rerer Landgerichte eines von ihnen als Gericht 
für Wettbewerbsstreitsachen zu bestimmen, wenn 
dies der Rechtspflege in Wettbewerbsstreitsachen, 
insbesondere der Sicherung einer einheitlichen 
Rechtsprechung, dienlich ist. Die Landesregierun- 
gen können diese Ermächtigung auf die Landes- 
justizverwaltung übertragen. 

(3) Die Parteien können sich vor dem Gericht 
für Wettbewerbsstreitsachen auch durch Redits- 
anwälte vertreten lassen, die bei dem Gericht zu- 
gelassen sind, vor das die Klage ohne die Rege- 
lung nach Absatz 2 gehören würde. Entsprechen- 
des gilt für die Vertretung vor dem Berufungs- 
gericht. 

(4) Die Mehrkosten, die einer Partei dadurch 
erwachsen, daß sie sich nach Absatz 3 durch einen 
nicht beim Prozeßgericht zugelassenen Rechtsan- 
walt vertreten läßt, sind nicht zu erstatten." 

Nummer 6 entfällt 


11 



Drucksache V/4035 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Entwurf 

d) In Absatz 9 werden nach Satz 5 folgende 
Sätze 6, 1 , 8, 9 angefügt. 

„Durch die Anrufung der Einigung ss teile wird 
die Rechtshängigkeit der geltend gemachten 
Ansprüche auch insoweit begründet, daß eine 
Feststellungsklage gemäß § 56 ZPO nicht zu- 
lässig ist. Die Parteien sind jedoch berechtigt, 
entsprechende Anträge in das Verfahren vor 
der Einigungsstelle einzubeziehen. Kommt 
ein Vergleich nicht zustande, so ist zu ver- 
muten, daß sich nach Beendigung des Ver- 
fahrens die Parteien ihrer Ansprüche in Zu- 
kunft nicht mehr berühmen. Dies gilt auch für 
den Fall, daß das Gutachten gemäß Absatz 6 
Satz 4 dem Rechtsstandpunkt einer der Par- 
teien entspricht." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4, Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


6a, § 27 a Abs. 10 erhält folgenden Satz 4: 

♦ 

„Ist ein Verfahren vor der Einigungsstelle an- 
hängig, so ist eine erst nach Anrufung der Eini- 
gungsstelle erhobene Klage des Antragsgegners 
auf Feststellung, daß der geltend gemachte An- 
spruch nicht bestehe, nicht zulässig." 


Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1969 in Kraft. 
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